
Bundessozialgericht

lm Namen des Volkes
6 RKa H5/82

Urteil
Verkündet

am 21. März 198”

in dem Rechtssheü

O..........0.000.000.....Di..........D......OOOOIOOOOOOODOO‚

Klägerin und Revisionsklägerin,

Prozeßbevollmächtigter:

0.0.0.0.....OOOOOI0.0000000UQOCIIOO‚

g e g e n

............IOOOIOOOOOIIOOOOU......IQCCOOOI......OODOOOOOIO,

Beklagte und Revisionsbeklagte,

Prozeßbevollmächtigter':

..0.0.0.......O......OIOOOOCOIODOOO,

beigeladen:
1.

.....IOOOOOCIOOQO......IIOOCÜQO....‚O......OOOOOOOOIOOOO,

2.

..III.D......OOOOOOIOOO..........I......CCOOOÜOIOOOOOOOO’

30
......................OOOOOCIDOOIODOO..CUCOIIOCOOIUCOOOO,

”.

.......l............C'.......QOO'I......COOOIOOODIOOOOII,
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50
......'......‚O..............l...O......OICDOOOOOOOOOOCO,

6. ... ...... ...............................................‚

Der 6. Senat des Bundessozialgerichts hat auf die mündliche

Verhandlung vom 21. März 198H

für Recht erkannt:

Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des Landes-

' sozialgerichts für das Land Nordrhein-Westfalen vom

v6. 0ktöber 1982 wird zurückgewiesen.

Kosten sind nicht zu erstatten.

G—r ü n d e

Streitig ist die Beteiligung der Kassenzahnärztlichen Vereinigung

(KZÄV) an den Schiedsverhandlungen zwischen der Klägerin und den

Landesverbänden der gesetzlichen Krankenkassen.
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Mit Inkrafttreten des Krankenversicherungs-Kostendämpfungsge-

setzes (KVKG) vom 27. Juni 1977 (BGBl I 1069) am 1. Juli 1977

(Art 2 5 17 Abs 1 KVKG) wurde den Innungen (Innungsverbänden) der

Zahntechniker die gesetzliche Aufgabe übertragen, für die zahn-

technischen Leistungen der Zahntechniker mit den Landesverbänden

der Krankenkassen im Benehmen mit der KZÄV besondere Verein—

barungen über die Vergütungs- sowie die Rechnungslegung nach

einheitlichen Grundsätzen zu schließen (5 368g Abs 5a Satz 2 der

Reichsversicherungsordnung -RVO-). Da die demgemäß vorgeschrie-

bene Vereinbarung nicht zustande kam, riefen die Klägerin und die

Zahntechnikerinnungen Arnsberg und Bielefeld das beklagte Lan-

desschiedsamt an. Dessen Vorsitzender beschloß am 9. Februar

1979, in dem Schiedsverfahren werde die beigeladene KZÄV West-

falen-Lippe zu künftigen Terminen zwecks Herstellung des durch

5 368g Abs 5a RVG vorgesehenen Benehmens geladen, weil ihre be-

rechtigten Interessen in diesem Verfahren berührt würden, da ein

Vertragsschluß bzw eine Vertragsfestsetzung für die Gesamtver-

träge verbindlich werde.

Die dagegen gerichtete Klage hat das Sozialgericht (SG) als un-

zulässig abgewiesen. Beim Landessozialgericht (LSG) hat die Klä-

gerin beantragt, das Urteil des SG abzuändern und 1) festzu-

stellen, daß der Beschluß des Vorsitzenden des Beklagten vom

9. Februar 1979 nichtig sei, 2) festzustellen, daß der Beklagte

nicht berechtigt sei, die KZÄV Westfalen-Lippe an einem Schieds-

verfahren zur Festsetzung des Inhalts einer Vereinbarung gemäß

5 368g Abs 5a Satz 2 BVG zu beteiligen. Das LSG hat die Berufung

zurückgewiesen und die Klage hinsichtlich des Antrags zu 2) ab-
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gewiesen. Es hat
ausgeführt,

für die gerichtliche
Entscheidung-’

über die hier streitige Befugnis des'Landesschiedsamts, die KZÄV

Azu
seinen Sitzungen zu laden, sei der Rechtsweg zu den Gerichten

der Sozialgerichtsbarkeit gegeben. Zuständig sei der erkennende

Senat für Angelegenheiten des Kassenzahnarztrechts in der Be?

setzung
mit je einem ehrenamtlichen Richter aus den Kreisen der

Krankenkassen und der Kassenzahnärzte. Die Zuständigkeit ergebe

sich
aus der Sachnähe zum Kassenzahnarztrecht. Für Streitigkeiten

‚zwischen den Zahntechnikerinnungen und den Verbänden der gesetz—

lichen Krankenkassen sei keine Besetzung der Spruchkörper mit

ehrenamtlichen Richtern aus den Kreisen der Zahntechniker'vorgeé

sehen.
Dies verstoße nicht gegen die grundgesetzlichen Gebote des

.gesetzlichen
Richters (Art 101 Abs 1 Satz 2 des Grundgesetzes

-GG-), der richterlichen Neutralität (Art 97 Abs 1 GG) und des
Gléichheitssatzes

(Art 3 GG). Die grundsätzlich im Ermessen des

Gesetzgebers liegende Beteiligung der ehrenamtlichen Richter an
der

Rechtsprechung habe der Gesetzgeber im Bereich
der

Sozialge-

richtsbarkeit nicht nach den am Verfahren Beteiligten getroffen,

sondern die Zuordnung nach dem entsprechenden Sachgebiet vorge-

nommen
(vgl S 12 des Sozialgerichtsgésetzes -SGG-). Die ehren-

amtlichen Richter seien keine Interessenvertreter ihrer Berufgs-

gruppe. Maßgebend für ihre Beteiligung an der Rechtsprechung

seien
vielmehr ihre besonderen KenntnisSe.‘Die Zahnärzte müßten‘

nach der
einschlägigen

Prüfungsordnung zahntechnische Kenntnisse

und Fertigkeiten nachweisen,
so daß Sie hinreichend sachkündig

seien. Zwar sei auf der Beklagten—Seite das Verhalten eines

paritätisch besetzten Beschlußorgans zu beurteilen. Daraus sei

aber nicht zu folgern, daß auch die Besetzung des Gerichts nach
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entsprechenden
paritätischen Gesichtspunkten geregelt werden

müßte. Eine zu weitgehende Differenzierung bei der Besetzung der

‚Spruchkörper müßte zur Unpraktikabilität im Hinblick auf den Ab;

lauf der Sitzungen führen. Die auf Feststellung der Nichtigkeit

des Beschlusses vom 9. Februar 1979 gerichtete Klage sei unzu—

lässig, weil dieser Beschluß keinen Verwaltungsakt darstelle. Es

fehle an der Rechtswirkung nach außen. Vielmehr bereite der Be-

schluß lediglich den Erlaß eines Verwaltungsaktes, nämlich des

Sehiedsspruchés,
vor.

Unzulässig sei auch
der zweite Klageantrag.

Es fehle ein berechtigtes Interesse an der baldigen Feststellung.

Unter dem Gesichtspunkt der Rechtsschutzgewährung sei kein Grund

ersichtlich, nicht erst den Abschluß des Schiedsverfahrens abzu-

warten.>

Die Klägerin hat Revision eingelegt. Sie rügt die unrichtige An-

wendung der 55 12 Abs 3, 1" Abs 3, 33 Satz 2 SGG, weil der Um-

stand unber■cksichtigt bleibe, daß die Organisationen des Zahn-

technikerhandwerks durch das KVKG gleichberechtigt in des System

des Kassenarztrechts einbezogen worden seien. Dementsprechend

seien die 55 12 Abs 3, 1h Abs 3, 33 Satz 2 SGG Verfassungskenform

zu interpretieren, so daß in den Kammern für Angelegenheiten des

Kassenarztrechts auch ehrenamtliche Richter aus den Kreisen der

Zahntechniker mitzuwirken hätten. Folge man dieser Auffassung

nicht, so seien die genannten Bestimmungen wegen Verstosses gegen

Art 101 Abs 1 Satz 2, 97 und 3 GGverfassungswidrig. Die rich-

terliche Neutralität sei verletzt, da zwischen Kassenzahnärzten

und Zahntechnikern hinsichtlich der Vergütung und Rechnungslegung

der zahntechnischen Leistungen ein in der Natur der Sache lie-
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gender
Interes$engegenSatz bestehe. Durch das Urteil destSG‚

werde die Bestimmung des 5 55 Abs 1 Nr A SGG verletzt, weil_der

Beschluß vom 9. Februar 1979 tatsächlich ein Verwaltungsakt sei.»

Die unmittelbare Rechtswirkung nach außen liege darin, daß die

KZÄV an den Sitzungen des Beklagten teilgenommen habe und sich

wie die Klägerin als Antragstellerin des Schiedsverfahrens habe

äußern können. Zu berücksichtigen sei auch, daß der Vorsitzende

des Landesschiedsamtes ohne Beteiligung der Organisationen des ;,

Zahntechnikerhandwerks sein Amt ausgeübt habe. Den Kassenzahn- x

ärzteh werde durch die Beteiligung der KZÄV am Schiedsverfahren

eine Rolle zugewiesen, die nach den gesetzliChen Bestimmungen>

nicht gerechtfertigt sei. Auf eine Anfechtung des Schiedsspruchs

im Rechtswege könne die Klägerin nicht verwiesen werden. Vor „5;

allem habe diese Klage keine aufschiebende Wirkung. Während ge-

richtliche Korrekturen eines Schiedsspruchs über zahnärztliches

Honorar wegen der-zentralen Abrechnung über die KZÄV noch Jahre —

später ohne Schwierigkeiten realisiert werden könnten, sei dies

im Hinblick auf die Vergütungen zahntechnischer Leistungen nicht

der Fall. Dabei sei die kurze-Verjährungsfrist für handwerkliche-

‘Lei3tüngen zu
beachten.lv ' T ". . ' 14, '

Die Klägerin beantragt‚\

die Urteile des Sozialgerichts Münster vom

_»8. Mai 1979 und des Landessozialgerichts für das
.

Lanvaordrhein—Westfalen vom 6. Oktober 1982

aufzuheben und .
; .,■qu„w ‘ ';

1. festzustellen, daß der Beschluß des Vorsitzenden «

des Beklagten vom'9. Februar 1979 nichtig sei,
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2. festzustellen, daß der Beklagte nicht berechtigt sei,

die KZÄV Westfalen—Lippe an einem Schiedsverfahren

zur Festsetzung des Inhalts einer Vereinbarung gemäß

5 368g Abs 5a Satz 2 BVD zu beteiligen.

Der Beklagte und die Beigeladenen zu 1) bis 6) beantragen,

die Revision zurückzuweisen.

II

Für die Entscheidung über die Revision ist der Senat in der Be-

setzung mit je einem Richter aus den Kreisen der Krankenkassen

und der Kassenzahnärzte zuständig. Bei dem Rechtsstreit handelt

es sich um eine Angelegenheit des Kassenzahnarztrechts 15 der

55 MO, 31, 33, 12 Abs 3, 10 Abs 2 SGG. Es geht weder um eine An-

gelegenheit der Sozialversicherung, über die ein Krankenver-

sicherungssenat des Bundessozialgerichts (BSG) in der Besetzung

mit je einem Richter aus den Kreisen der Versicherten und der

Arbeitgeber zu entscheiden hätte (55 MO, 31, 33, 12 Abs 2, 10

Abs 1 SGG), noch hat der für Angelegenheiten des Kassenarztrechts

zuständige Senat statt eines Kassenzahnarztes in verfassungskon—

former Auslegung des 5 12 Abs 3 SGG einen Zahntechniker als

ehrenamtlichen Richter zuzuziehen.

Die Zuordnung zu den einzelnen in den 55 10 und 12 SGG geregelten

Angelegenheiten richtet sich, wie das LSG zutreffend ausgeführt

hat, nach dem Sachgebiet, und zwar dem Gebiet, in dem die Grund—
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lage des Klaganspruchs wurzelt. Im vorliegenden Fall sind Gegen-

stand des Rechtsstreits Maßnahmen des beklagten Landesschiedsamts

und seines Vorsitzenden. Aufgabe des Beklagten ist es, eine

Einigung über den Inhalt eines Vertrages - nämlich einer Verein-

barung gemäß 5 368g Abs 5a Satz 2 RVG idF des KVKG — herbeizu-

führen oder den Inhalt der Vereinbarung selbst
festzusetzen. Die

Vereinbarungen gemäß 5 368g Abs 5a Satz 2 RVG gehören zu den An-

gelegenheiten des Kassenzahnarztrechts 18 der 55 10 Abs 2, 12

Abs 3 SGG. Gemäß 5 368g Abs 5a Satz 2 RVG ist in Vereinbarungen

zwischen den Landesverbänden der Krankenkassen und den Vertretern

der Innungen oder Innungsverbände im Benehmen mit den KZÄV'en

die Vergütung für die zahntechnischen Leistungen sowie die Rech-

nungslegung nach einheitlichen Grundsätzen zu regeln. Für die

Vergütung der Herstellungskosten bei Zahnersatz und Zahnkronen

war in den Gesamtverträgen nach 5 368g Abs 5 RVG idF des KVKG zu

vereinbaren, daß sie Bestandteil der Vergütung sind. Die Verträge

über die kassenzahnärztliche Versorgung müssen für die Versorgung

der Versicherten und ihrer Angehörigen mit Zahnersatz und Zahn—

kronen besondere Bestimmungen über die Vergütung der zahnärzt-

lichen und zahntechnischen Leistungen sowie die Rechnungslegung

nach einheitlichen Grundsätzen enthalten (5 368f Abs 8 BVG).

Darüber hinaus sind gemäß 5 368g Abs 5a Satz 3 2. Halbsatz RVG

die Vereinbarungen für alle zahntechnischen Leistungen der Zahn—

techniker für die Gesamtverträge verbindlich. Die Gesamtverträge

regeln die Vergütung für die kassenzahnärztliche Versorgung. Da-

mit wird deutlich, daß die zahntechnischen Leistungen als Zu-

lieferung und Fremdleistung für den Zahnarzt zur kassenzahnärzt—

lichen Versorgung gehören. Die Versorgung mit Zahnersatz und
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Zahnkronen ist deshalb beispielhaft und ohne Einschränkung, dh

einschließlich der zahntechnischen Fremdleistung, ausdrücklich

als zahnärztliche Behandlung der kassenzahnärztlichen Versorgung

zugeordnet worden (5 368 Abs 2 RVG).

Für die Zuordnung der Angelegenheit zum Kassenarztrecht kann, wie

das LSG zutreffend angenommen hat, nicht entscheidend sein, wel-

cher Personenkreis als beteiligt anzusehen ist. Was im Sinn der

Bestimmungen der 55 "0 Satz 2, 31, 33, 12 Abs 3, 10 Abs 2 SGG als

Angelegenheit des Kassenarztrechts anzusehen ist, richtet sich

allerdings nach 5 51 Abs 2 Satz 1 SGG, denn auf diese Vorschrift

wird in 5 10 Abs 2 SGGverwiesen. Gemäß5 51 Abs 2 Satz 1 366

sind Angelegenheiten des Kassenarztrechts alle Angelegenheiten,

die aufgrund der Beziehungen zwischen Ärzten, Zahnärzten und

Krankenkassen im Rechtsweg zu entscheiden sind. Der Senat hat

dazu alle Angelegenheiten gerechnet, die die Eingliederung von

Ärzten in das Jeweilige System ärztlicher Versorgung von Ver-

sicherten zum Gegenstand haben, die den Krankenkassen als Trägern

der gesetzlichen Krankenversicherung kraft Gesetzes auferlegt ist

(BSGE 21, 10", 106). Im Einklang mit dieser Rechtsprechung steht

die Überlegung, der Mitwirkung von ehrenamtlichen Richtern in den

Angelegenheiten des Kassenarztrechts liege der Gedanke zugrunde,

daß die Jeweils beteiligten Personenkreise zur Rechtsprechung

hinzugezogen werden sollen (Peters, Sautter, Wolff Kommentar zur

Sozialgerichtsbarkeit, Stand: Mai 1983, 5 12 Anm 3). Der Gedanke

trägt aber jedenfalls nicht so weit, daß deshalb in verfassungs-

konformer Auslegung der 55 "O, 31, 33, 12 Abs 3, 10 Abs 2 360 die

Zuständigkeit eines anderen Senats des BSG anzunehmen oder die

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


-10-

von der Klägerin gewünschte Besetzung des Senats geboten wäre.

Die Beteiligung der betroffenen Personenkreise an der Recht-

sprechung ist zwar einer der Gründe für die Vorschrift des 5 12

SGG; vor allem aber sollten ihre besonderen Kenntnisse und Er-

fahrungen der Rechtsprechung nutzbar gemacht werden (BVerfG in

USK 6914“). Keinesfalls ist es verfassungsrechtlich geboten, als

ehrenamtliche Richter zwingend die der jeweiligen Angelegenheit

am nächsten stehenden Personénkreise heranzuziehen. Die_Heran-

ziehung eines ehrenamtlichen Richters aus den Kreisen der Zahn-

techniker ist auch nicht deshalb geboten, weil im Schiedsamt in

entsprechenden Verfahren Vertreter der Zahntechniker mitwirken

"(5 3681 Abs 3a RVG). Insoweit wird auf die Rechtsprechung des

11. Senats des BSG Bezug genommen. Danach wirken an Entschei-

dungen in Streitsachen aus dem Gesetz über die Altershilfe der

Landwirte ehrenamtliche Richter aus den Kreisen der Arbeitgeber

und der Versicherten mit, obwohl es sich bei diesem Gesetz um

eine Versicherung von Selbständigen handelt und in der Selbst-

verwaltung der landwirtSchaftlichen Alterskassen in Angelegen-

'heiten-dieses GeSetze$ die Vertreter der Arbeitnehmer nicht mit-

’zuwirken haben (BSGE 12, 80, 83). Es erscheint daher ausge-

sChlos$en, die Bestimmung des 5 12 Abs 3 SGG entgegen ihrem ein;

deutigen Wortlaut verfassungskonform dahin auszulegen‚ daß in

Angelegenheiten der Beziehungen zwischen Krankenkassen und Zahn-

technikern je ein ehrenamtlicher Richter aus den Kreisen der

Krankenkassen und der Zahntechniker mitzuwirken habe.

Eine Zuordnung diesés Rechtsstreits zu den Angelegenheiten der
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Sozialversicherung, über die gemäß 5 12 Abs 2 SGG in der Be-

setzung mit je einem ehrenamtlichen Richter aus dem Kreis der

Versicherten und der Arbeitgeber zu entscheiden ist, würde den

Interessen der Klägerin offensichtlich widersprechen, denn dann

würden beide ehrenamtlichen Richter aus den Kreisen kommen, mit

denen die Zahntechniker die streitige Vereinbarung schließen

sollen. Vielmehr spricht gerade der Gesichtspunkt der Beteiligung

der betroffenen Personenkreise an der Rechtsprechung gegen diese

Besetzung des Gerichts.

Die Besetzung des Senats mit Je einem ehrenamtlichen Richter aus

den Kreisen der Krankenkassen und der Kassenzahnärzte verstößt

nicht gegen die Verfassung. Insbesondere verletzt sie nicht die

Art 101 Abs 1 Satz 2, 97 oder 3 GG. Zu Unrecht spricht die Klä-

gerin den ehrenamtlichen Richtern aus den Kreisen der Kassen-

zahnärzte die sachliche Unabhängigkeit im Sinn des Art 97 Abs 1

GG wegen des Interessengegensatzes zwischen Zahnärzten und Zahn-

technikern ab. Der ehrenamtliche Richter aus den Kreisen der

Kassenzahnärzte wird nicht als deren Interessenvertreter zur

Rechtsprechung herangezogen. Wenn die ehrenamtlichen Richter in

der Sozialgerichtsbarkeit auch als Angehörige der jeweils be-

troffenen Personenkreise an der Rechtsprechung teilhaben sollen,

so ist es gerade in Angelegenheiten des Kassenarztrechts und der

Kassenärzte ausgeschlossen, daß sie an der Sache völlig unbe-

teiligt sind (BSGE 23, 105, 112). Daß ein Richter von den Aus-

wirkungen seiner Entscheidung in entfernter Weise mitbetrcffen

wird, läßt sich in keinem Zweig der Gerichtsbarkeit ganz aus-

schließen. Dadurch wird jedoch der Grundsatz der richterlichen
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Neutralität noch nicht in verfassungswidriger Weise in Frage ge-

stellt. Es kann und darf davon ausgegangen werden, daß auch die

ehrenamtlichen Beisitzer in den Kammern für Angelegenheiten des

Kassenarztrechts sich der Anforderungen bewußt sind, die das

verfassungsrechtliche Gebot der richterlichen Neutralität an sie

stellt, und daß sie diesem Gebot nach Kräften gerecht werden

(BVerfG in USK 691üü).

Die in 85 10 Abs 2, 12 Abs 3 SGG vorgeschriebene Besetzung des

Senats verstößt ferner nicht gegen das dem Art 3 GG zu entneh-

mende Willkürverbot. Richtig ist allerdings, daß in den Fällen

des 5 368g Abs 5a Satz 2 BVD zwischen den Krankenkassen und den

Zahntechnikern ein Interessengegensatz besteht. Die ehrenamt-

lichen Richter aus den Kreisen der Krankenkassen könnten die

Interessen der Krankenkassen unangemessen in den Vordergrund

stellen. Auch die wirtschaftlichen Interessen der Kassenzahnärzte

könnten dahin gehen, die Vergütungen für zahntechnische Leistun—

gen niedrig zu halten, damit die verfügbaren Mittel der Kranken-

kassen in größerem Umfang für die Zahnärzte zur Verfügung stehen.

Eine weitergehende Differenzierung in der Besetzung der gericht—

lichen Spruchkörper als in 5 12 Abs 3 SGG vorgesehen, insbe-

sondere eine Hinzuziehung von ehrenamtlichen Richtern aus den

Kreisen der Zahntechniker in den Fällen des 5 368g Abs 5a Satz 2

RVG, würde das Verfahren aber derart unpraktikabel machen, daß

die geltende Regelung schon aus diesem Grund nicht als willkür-

lich angesehen werden kann (vgl BSGE 21, 10h, 107). Vielmehr ist

die in S 12 SGG vorgesehene typisierende Auswahl der ehrenamt-
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lichen Richter auch im Fall des 5 368g Abs 5a Satz 2 RVG ge-

rechtfertigt. Dabei stehen deren Sachkunde und Erfahrung im Vor-

dergrund. Diese ist bei den Zahnärzten hinsichtlich der zahn-

technichen Leistungen gegeben. Zutreffend hat das SG ihre Sach-

kunde der Prüfungsordnung für Zahnärzte vom 26. Januar 1955

(BGBl I 37)
— zuletzt geändert durch die Röntgenverordnung vom

1. März 1973 (BGBl I 173) - entnommen. Insbesondere sind danach

in der zahnärztlichen Vorprüfung gründliche Kenntnisse der Werk-

stoffe und der Herstellungsmethoden des Zahnersatzes sowie die

Teilnahme an mehreren Phantomkursen der Zahnersatzkunde nachzu—

weisen ($ 28 Abs 5, Buchst b 5 26 Abs “ Buchst b). Zur zahnärzt-

lichen Prüfung gehört die Anfertigung und Eingliederung von

Zahnersatz (@ 50). “ ’ '

Das LSG hat deshalb zutreffend festgestellt, daß die Zahnärzte

hinreichend sachkundig sind, auch wenn sie nicht das handwerk-

liche Können eines Zahntechnikers haben. Die Sachkunde des Per-

sonenkreiSes der Kassenzahnärzte ist insbesondere gegeben für die

Beurteilung der Frage, ob das Schiedsamt hinsichtlich der Ver—

einbarung über die Vergütung der zahntechnischen Leistungen sein

Ermessen überschritten oder willkürlich ausgeübt hat. Allerdings

mögen die Zahntechniker für die Beurteilung des Aufwandes für die

zahntechnischen Leistungen im eigenen Labor die größeren Erfah-

rungen und die größere Sachkunde haben als die Zahnärzte, so daß

sie auch die Kosten besser beurteilen können. In den Vereinba-

rungen über Vergütung der
zahntechnischen Leistungen geht es aber

nicht nur um die Preise, sondern auch um die Qualität der Werk-

stücke (Heinemann/Liebold Kassenarztrecht, 5. Aufl, Stand
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Januar 1979 5 368g RdNr C 510). Diese fällt unmittelbar in den

Verantwortungsbereich der Kassenzahnärzte, deren Vereinigungen

die zahnärztliche Versorgung sicherzustellen haben (5 368n Abs 1

RVG).

Die sachliche Legitimation der Zahnärzte wird dadurch unterstri-

chen, daß die Vereinbarungen nach 5 368g Abs 53 Satz 2 RVO im

Benehmen mit den KZÄV'en zu schließen sind und an den Sitzungen

des Schiedsamts in diesen Fällen Zahnärzte beratend teilnehmen

(S 368i Abs 3a Satz 1 2. Halbsatz RVG). Für die beratende Mit-

wirkung der Zahnärzte ist ihre Position als Vertragspartner der

Kassen und der Zahntechniker im Zusammenhang mit den zahnmedizi-

nischen Leistungen maßgebend (BT—Drucks 8/173, Begründung zu

Art 1 5 1 Nr 33 - Entwurf eines KVKG- s 7). Unter diesen Um-
ständen kann die nicht völlig auszuschließende Möglichkeit einer,

sei es auch unbewußten, nicht ganz unparteilichen Einstellung der

ehrenamtlichen Richter in Kauf genommen werden, zumal da in den

höheren Instanzen der Sozialgerichtsbarkeit die Berufsrichter das

Übergewicht haben (vgl BSGUSK73163);

Die Revision der Klägerin ist zurückzuweisen. Zutreffend hat das

LSG das klageabweisende Urteil des SG bestätigt und die Klage

hinsichtlich des zweiten Antrags abgewiesen. Beide Klageanträge

sind unzulässig.

Die Klage auf Feststellung, daß der Beschluß des Vorsitzenden des

Beklagten vom 9. Februar 1979 nichtig sei, ist als Feststel-

lungsklage gemäß S.55 Abs 1 Nr M SGG nicht zulässig, weil der
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Beschluß des Vorsitzenden kein Verwaltungsakt ist. Zu diesem Er-

gebnis ist das LSG mit zutreffender Begründung gekommen. Der Be-

schluß des Vorsitzenden hat keine unmittelbare Rechtswirkung, die

zum Begriff des Verwaltungsakts gehört (BSGE 17, 12“, 126 und

jetzt 5 31 SGB X). Behördliche Verfahrenshandlungen sind grund-

sätzlich nicht selbständig anfechtbar, weil sie lediglich der

Vorbereitung einer - den Einzelfall erst regelnden - Entscheidung

dienen und nur zusammen mit dieser überprüft werden können (BSG

BVB1 196M, 80; BSG SozR “100 5 3“ Arbeitsförderungsgesetz —AFG-

Nr 6 S 7; BVerwG NJW 1982, 120; Schroeder-Frintzen/Engelmann,

SGB X 5 31 Anm 3.5.). Dieser Grundsatz liegt auch der durch 5 97

Nr 2 des Verwaltungsverfahrensgesetzes vom 25. Mai 1976 (BGBl I

1253) eingeführten Vorschrift des 5 “Na der Verwaltungsgerichts-

ordnung (VwGO) zugrunde. Eine Ausnahme von dem Grundsatz, daß

behördliche Verfahrenshandlungen nicht selbständig angefochten

werden können, muß gelten, wenn die streitige Maßnahme Rechts-

beeinträchtigungén bewirkt, die auch durch ein Obsiegen im

Hauptsachevérfahren nicht oder nicht ausreichend wieder gutge—

macht werden können (Kopp, Kommentar zu VwGO& üüa RdNr 8). Eine

derartige Beeinträchtigung hat der Beschluß vom 9. Februar 1979

nicht bewirkt. Allerdings ist durch den Beschluß der KZÄV das

Recht eingeräumt werden, an den Sitzungen des Landesschiedsamtes

teilzunehmen und sich zur Sache zu äußern. Die Außenwirkung einer

Maßnahme allein macht sie aber noch nicht zum Verwaltungsakt und

ersetzt nicht die begrifflich dazu gehörende Regelung (BSG

SozR M100 5 3M AFG Nr 6 S 9). Entscheidend ist, daß der Rechts—

schutz der Klägerin nicht unzumutbar geschmälert wird, wenn sie

auf die Möglichkeit der Anfechtung eines etwaigen, sie beschwe-
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renden Schiedsspruchs verwiesen wird. Es ist gerechtfertigt,

diesen Gesichtspunkt schon bei der Prüfung heranzuziehen, ob der

Beschluß ein Verwaltungsakt ist. Der Begriff des Verwaltungsakts

ist eine Zweckschöpfung der Verwaltungswissenschaft und soll

einen wirksamen Rechtsschutz des Bürgers gegen die öffentliche

Gewalt gewährleisten. Daher ist das Rechtsschutzbedürfnis bei der

Auslegung und Anwendung des Begriffs von wesentlicher Bedeutung.

Eine nicht mehr zu behebende Rechtsbeeinträchtigung des Klägers

entsteht nicht dadurch, daß aufgrund des Beschlusses vom

9. Februar 1979 die Interessen der KZÄV im Schiedsverfahren un-

angemessen
zur

Geltung kommen könnten. Mit der Anfechtung des sie

etwa beschwérenden Schiedsspruchs kann die Klägerin vorbringen,

das Schiedsamt sei durch die Anhörung der KZÄV zu einer fehler-

haften Ermessensentscheidung gekommen. In dem Verfahren wegen

Anfechtung des Schiedsspruchs wäre zu prüfen, ob das Landes-

schiedsamt die gesetzlichen Grenzen des Ermessens überschritten

oder das Ermessen fehlerhaft gebraucht hat (5 5” Abs 2 SGG). Als

anfechtbare Ermessensentscheidung ist der Schiedsspruch auch in

den Fällen des @368g Abs 5a Satz 2 RVOanzusehen, weil in 5 3688

Abs 5a Satz M RVO auf die Bestimmung des @ 368h EVO verwiesen und

dort die Möglichkeit der Einlegung von Rechtsbehelfen gegen die

Entscheidungen des Schiedsamts ausdrücklich vorausgesetzt wird.

Die Klägerin wendet dagegen ein, sie könne nicht in zumutbarer

Weise auf eine Anfechtung des Schiedsspruchs im Rechtsweg ver-

wiesen werden. Dabei sei zu berücksichtigen, daß einer Klage

gegen einen Schiedsspruch keine aufschiebende Wirkung zukomme und
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daß die Realisierung der gerichtlichen Korrektur eines Schieds-

spruchs im Hinblick auf die Vergütungen zahntechnischer Lei-

stungen Schwierigkeiten mache. Sowohl die kurze Verjährungsfrist

für handwerkliche Leistungen als auch die Tatsache, daß der Kas-

senzahnarzt den nicht von der Krankenkasse übernommenen Anteil

für zahntéchnische Leistungen mit dem Versicherten verrechne,

führten zu Auswirkungen, die im Verhältnis zwischen Krankenkassen

und Kassenzahnärzten nicht zu verzeichnen seien. Mit diesem Ein—

wand wird im vorliegenden Fall die Unzumutbarkeit des Verweises

auf die mögliche Anfechtung des Schiedsspruchs nicht dargetan,

soweit es um die Höhe der Vergütung geht. Ein Rechtsschutzbe—

dürfnis für die Klage, das entgegen der Auffassung des Senats

etwa insoweit bestanden haben sollte, wäre jedenfalls nachträg—

lich weggefallen. Zwischen den Landesverbänden der Krankenkassen

und den Zahntechnikerinnungen in Westfalen-Lippe ist nämlich mit

Wirkung vom 1. Januar 1980 eine Vereinbarung über die Höhe der

Vergütung für zahntechnische Leistungen zustande gekommen. Eben-

falls nicht unzumutbar ist der Verweis auf eine Anfechtung des

noch ausstehenden Schiedsspruchs zu den offengebliebenen Fragen,

insbesondere der Rechnungslegung nach einheitlichen Grundsätzen.

Es besteht kein Anhaltspunkt dafür, daß eine durch fehlerhaft

zustande gekommenen Schiedsspruch festgesetzte Vereinbarung über

die Rechnungslegung für die Zahntechniker zu unzumutbaren

Rechtsbeeinträchtigungen führen könnte, die sich durch die nach—

trägliche Aufhebung nicht mehr beheben ließe, insbesondere, daß

deshalb etwa die Auszahlung der Vergütung der zahntechnischen

Leistungen entsprechend der Vereinbarung über die Höhe ernsthaft

beeinträchtigt werden könnte. Gewisse Schwierigkeiten, die den
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einzelnen Zahntechnikern durch einen ermessensfehlerhaften

Schiedsspruch über die noch offenen Fragen insbesondere der

Rechnungslegung entstehen, müssen in Kauf genommen werden. Die

Möglichkeit, daß ein ermessensfehlerhafter und für die Klägerin

ungünstiger Schiedsspruch ergeht und daß daraus solche Schwie-

rigkeiten entstehen, rechtfertigt es nicht, die Gerichte schon

vor dem Schiedsspruch wegen des vorbereitenden Beschlusses vom

9. Februar 1979 in Anspruch zu nehmen.

Unzulässig ist die Klage auch, soweit die Klägerin begehrt fest-

zustellen, daß der Beklagte nicht berechtigt sei, die beigeladene

KZÄV an einem Schiedsverfahren zur Festsetzung des Inhalts einer

Vereinbarung gemäß 5 368g Abs 5a Satz 2 BVD zu beteiligen. Mit

zutreffender Begründung hat das LSG entschieden, daß ein berech-

tigtés Interesse der Klägerin an der alsbaldigen Feststellung

fehle. Die Klägerin begehrt eine vorbeugende Feststellung, denn

sie will erreichen, daß der Beklagte eine zukünftige Maßnahme

unterläßt. Für die Zulässigkeit eines vorbeugenden Rechtsschutzes

ist aber entscheidend, ob der Kläger in zumutbarer Weise auf den

nachträglichen Rechtsschutz verwiesen werden kann, den das SGG

grundsätzlich als angemessen und ausreichend ansicht (vgl BVerwG

Buchholz 310 5 “3 VwGO Nr 50 und zur vorbeugenden Unterlassungs-

klage BSG SozR “100 5 3H AFG Nr 6 S 10). Die Klägerin will mit

ihrem zweiten Feststellungsantrag verhindern, daß das beklagte

Landésschiedsamt die KZÄV an dem Schiedsverfahren beteiligt. Eine

solche Beteiligung wäre ihrerseits nur eine Maßnahme zur Vorbe-

reitung des Schiedsspruchs. Inhaltlich stimmt diese von der Klä-

gerin befürchtete Maßnahme mit dem Beschluß vom 9. Februar 1979
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überein. Der Umstand, daß sie vom Landesschiedsamt in voller Be-

setzung und nicht allein vom Vorsitzenden veranlaßt wird, bedeu-

tet keinen erheblichen Unterschied; weder die Rechtsnatur der

Maßnahme noch das Rechtsschutzbedürfnis werden dadurch berührt.

Wie bei der Feststellung der Nichtigkeit des Beschlusses vom

9. Februar 1979 kann die Klägerin auch hinsichtlich der Fest-

stellung, daß der Beklagte nicht berechtigt sei, die KZÄV zu be-

teiligen, auf den nachgehenden Rechtsschutz gegen den Schieds-

spruch verwiesen werden.

Aus allen diesen Gründen kann die Revision nicht zum Erfolg füh-

ren und ist mit der Kostenfolge aus 5 193 SGG zurückzuweisen.
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